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Die Redaktion veröffentlicht regel-
mäßige Beiträge zwischen den  
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www.sozialismus.de

Martin Schulz und die soziale 
Gerechtigkeit

Die SPD schickte sich mit Martin 
Schulz zu Beginn des Jahres an, sich 
aus der Fessel der Großen Koalition 
zu befreien. In der Bundesrepublik 
sollte eine linke politische Alterna-
tive zur großen Koalition unter Füh-
rung von Merkel möglich werden. 
Was blieb davon? ...

Jupiter-Präsident?

Die Parlamentswahl hat Staatspräsi-
denten Macron eine absolute Mehr-
heit in der Nationalversammlung 
gebracht. Allerdings sank die Wahl-
beteiligung mit 43% auf einen histo-
rischen Tiefstand. ...

»Merkel gehört abgewählt!« 
ist noch kein Politikwechsel

Die mehr als 500 Delegierten der 
Partei DIE LINKE haben in Hanno-
ver ein Wahlprogramm mit dem Titel 
»Sozial. Gerecht. Frieden. Für alle!« 
beschlossen. Es soll den Wahlkampf 
der Parteibasis auf Straßen und Plät-
zen unterstützen. Das wird nur be-
dingt gelingen. ...
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Ein Regierungsprogramm  
gegen Selbstzweifel
Die Grünen zwischen Münster und Berlin 

von  Helge Meves und Marian Krüger

Zur Bundesdelegiertenkonferenz (BdK) 
in Münster im November 2016 wa-
ren die Grünen noch wohlgelaunt. Hin-
ter ihnen lagen fünf Landtagswahlen 
mit drei Regierungsbeteiligungen. Bei 
den Wahlprognosen standen sie bei 11 
bis 12% vor FDP und LINKEN. Nach 
der Urwahl von Cem Özdemir und Ka-
trin Göring-Eckardt zu Spitzenkandi-
daten und der Nominierung von Martin 
Schulz zum Kanzlerkandidaten der SPD 
im Januar fielen die Werte bis auf 7 bis 
8%. Auch nach dem Ende des Schulz-
Hypes zeichnet sich mit den Landtags-
wahlen in Nordrhein-Westfalen ab, dass 
die Grünen diese WählerInnen nicht 
wieder zurückgewinnen. Wurde die BdK 
in Münster in der Öffentlichkeit eher als 
Absage an die CDU verstanden, sandte 
der Parteitag aus dem Berliner Velo-
drom ein schwarz-grünes Signal aus. 
Wurde Münster medial noch als sozial-
politischer Profilierungsversuch links 
der Union gewertet, wittert nun z.B. 
die taz den »Duft von Jamaika« in dem 

106-seitigen Bundestagswahlprogramm. 
Die Grünen begnügten sich damit, 
»ökologische Scharnierpartei jenseits 
des Links-Rechts-Schemas zu sein«.1

Exklusive Wachstumsallianz

Die Grünen haben den ökologischen 
Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft 
ins Zentrum ihres Wahlprogramms ge-
stellt. Dabei soll jeder wissen, was er 
von den Grünen hat. So verspricht Ka-
trin Göring-Eckardt »den Ärmsten der 
Armen« auch bessere Luft.2 Neben den 
Armen richtet sich das Programm auch 
an andere Bevölkerungsgruppen, z.B. 
Unternehmer, Immobilienbesitzer und 
Bio-Bauern, Reiche und Vermögende, 
Eltern und Kinder.

Der Wirtschaft versprechen die Grü-
nen eine Umverteilung der Subventi-
onen. 12 Milliarden von 57 Milliarden 
Euro sollen unter ökologischen Ge-
sichtspunkten neu verteilt werden. Etwa 
an die Autoindustrie für die Produktion 

von abgasfreien E-Autos, was die Grü-
nen ebenso wie den Kohleausstieg bis 
2030 durchsetzen wollen. Die Partei be-
klagt die ungerechte Verteilung der EU-
Agrarsubventionen und will »mehr Geld 
für grüne Landwirtschaft«, also für die-
jenigen Landwirte, die jetzt schon die 
höchsten Subventionen je Hektar erhal-
ten und die höchsten Gewinne je Hof 
machen.3 Steuergeschenke für die gute 
ökologische Sache gehen den Grünen 
nie aus: Immobilienbesitzer sollen ein 
paar Milliarden für die energetische Ge-
bäudesanierung erhalten, Mieter 400 
Millionen Klimawohngeld zur Abfede-
rung der damit verbundenen Mietstei-
gerungen. 

Das ist die Blaupause für eine ökolo-
gische Wachstumsallianz von Daimler 
bis zum Bio-Hof. Das deutsche Export-
Modell mit »Öko – Made in Germany«-
Produkte(n) und Dienstleistungen 
bekommt einen frischen grünen An-
strich. Wer weder über das nötige öko-
nomische noch soziale Kapital für den 
green new deal verfügt, kann sich nicht 
über Renditen, sondern über frische 
Luft freuen. In ihren investiven Schwer-
punkten berücksichtigen die Grünen 
auch Interessen, die außerhalb der Mit-
telschicht liegen. Das betrifft ihr Schul-
sanierungsprogramm im Volumen von 
insgesamt zehn Milliarden Euro, hinzu 
kommen Investitionen für die Hoch-
schulen. Der Neubau von einer Million 
Wohnungen soll gefördert werden. Für 
den Kitaausbau soll der Bund zusätzlich 
eine Milliarde locker machen, für den 
Breitband-Ausbau wollen die Grünen 
dagegen zehn Milliarden Euro springen 
lassen. Einkommenspolitisch wollen die 
Grünen untere und mittlere Einkom-
men durch eine Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes entlasten. 

Woher soll das Geld für die 
schöne Grüne Welt kommen? 

Die frohe Botschaft des Programms lau-
tet: Es gibt keine Steuererhöhungen zur 
Finanzierung grüner Programme. Den 
ökologischen Umbau will man durch 
Neuverteilung des Subventionsku-
chens und die Reorganisation des Emis-
sionshandels finanzieren, den Breit-
band-Ausbau durch den Verkauf von 
Telekomaktien. Der Rest soll durch Ef-
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fektivierung des Steuervollzugs und die 
Bekämpfung der Steuerhinterziehung 
hereinkommen. Damit hängen die Ver-
sprechungen für die Investitionen in 
Bildung und andere Wohltaten finanz-
politisch in der Luft. 

Die Logik der Abschwächung

Bekenntnisse und Appelle an die Stelle 
von Positionen zu setzen, ist die Me-
thode des Programms. Seine innere Lo-
gik wird bei der Abschwächung der 
eigenen Forderungen sichtbar. Die Ab-
schnitte des Programms beginnen je-
weils mit einem Prosateil, der in etwa 
die aktuelle Beschluss- und Stimmungs-
lage in der Partei abbildet und in dem 
sich fast jede und jeder Grüne wieder-
finden kann. Wer den Entwurf liest, 
wird feststellen, dass auch viele linke 
Kritikpunkte, die Probleme sozialer Un-
gerechtigkeit betreffen, stichwortar-
tig im Text platziert wurden. Pro Ab-
schnitt folgen in der Regel drei Projekte, 
für die man stimmt, wenn man die Grü-
nen wählt. Allerdings repräsentieren 
auch die insgesamt 75 Projekte noch 
nicht den harten Kern des Wahlpro-
gramms, den die Grünen in Regierungs-
verhandlungen einbringen wollen. Denn 
rechtzeitig vor der BdK haben die bei-
den Spitzenkandidaten Özdemir und 
Göring-Eckardt einen zehn Punkte um-
fassenden »Plan für grünes Regieren« 
vorgelegt, in dem weitere Forderungen, 
die zuvor tapfer erhoben wurden, nicht 
mehr auftauchen. Dieser Plan bildet 
nun das Schlusskapitel des Programms. 

Damit haben die Grünen jetzt ein 
Wahl-, ein Koalitionsverhandlungs- und 
ein Regierungsprogramm in Einem. 
Und verlässlich scheint nur, was alle 
Redner versprochen haben, dass sie kei-
nen Koalitionsvertrag unterzeichnen 
werden, in dem nicht die »Ehe für Alle« 
und eine Absage an Obergrenzen beim 
Asyl steht.

So steht die Ablehnung der Sanktio
nen gegen Hartz-IV-EmpfängerInnen 
und die Forderung nach Lohngleich-
heit für LeiharbeiterInnen zwar im Pro-
gramm, hat es aber nicht in die Liste der 
Projekte geschafft. Die Durchsetzung 
des abgasfreien Autos ab 2030 steht 
auf der Liste und ist Teil der exklusiven 
Zehn Punkte. Nur einer der zehn Punkte 

für das Regieren thematisiert überhaupt 
soziale Sicherheit: Die »sozialen Siche-
rungssysteme sollen schrittweise zu ei-
ner solidarischen Bürgerversicherung 
umgebaut werden«, das Rentenniveau 
soll »stabilisiert« werden, »gleichwer-
tige Arbeit soll gleich bezahlt« werden. 
Kein Wort zu Hartz IV, dem Mindest-
lohn, einer Grundsicherung, Ost-West-
Unterschieden, dem Gender-Pay-Gap, 
Wohnungsnot und Mietpreisbremse 
– Kriegseinsätze der Bundeswehr tau-
chen, wie im Programm, ohnehin nicht 
auf. Im Entwurf fehlte noch eine Festle-
gung auf die Jahreszahl 2030 zum Aus-
stieg aus der Kohle und den Verbren-
nungsmotoren – dies wurde durch die 
BdK ergänzt. Zuvor hatten sich die Spit-
zenkandidatInnen stark dafür engagiert, 
die Fixierung von Jahreszahlen zu ver-
meiden. Wenn »die Einhaltung der Kli-
maschutzziele im Koalitionsvertrag« 
stünde, sei es »nicht entscheidend, ob 
der letzte Kohlemeiler ein paar Jahre 
früher oder später abgeschaltet wird«.4

Strömungskonflikte 

Eine Woche vor dem Parteitag hatte 
Cem Özdemir eine Aufkündigung des 
Strömungsproporzes angedeutet. Auf 
die Frage danach, dass sich viele »auf 
dem linken Flügel nicht mehr … reprä-
sentiert« sehen würden, antwortete er: 
»Viele? Wenn man die Ergebnisse von 
Katrin Göring-Eckardt, Robert Habeck 
und mir zusammenzählt, dann wollen 
mehr als zwei Drittel der Mitglieder den 
Kurs, für den wir stehen.«5 Das kann 
nur als eine Kampfansage an den linken 
Flügel verstanden werden. Dagegen hal-
ten alle namhaften Vertreter des linken 
Flügels den innerparteilichen Burgfrie-
den und haben das Zehn-Punkte-Pro-
gramm unterschrieben. Unterhalb der 
Promiebene gab es zwar linke Anträge 
aus einzelnen Kreisverbänden, jedoch 
kein koordiniertes Vorgehen. Wäh-
rend der linke Flügel dahintreibt, wer-
ben prominente schwarz-grüne Protago-
nisten mit Buchveröffentlichungen für 
weniger Flüchtlinge und mehr Bünd-
nisse mit der CDU.6 Canan Bayram, Di-
rektkandidatin in Berlin Kreuzberg-
Friedrichshain, war eine der wenigen, 
die sich damit kritisch auseinander-
setzten. Am Anfang der BdK erzählte sie 

von einer älteren Frau in Berlin, die frü-
her immer die Grünen gewählt habe, die 
jetzigen Spitzenkandidaten aber nicht 
mehr von Ortsverbandsfunktionären 
der CDU unterscheiden könne. 

Trotz der zunehmenden Dominanz 
des rechten Flügels gab es bereits kurz 
nach der Urwahl im Januar Überle-
gungen einiger Vorstandsmitglieder, 
Cem Özdemir durch Robert Habeck zu 
ersetzen, dem eher zugetraut wird, die 
linken Grünen und Wähler mit einzu-
binden. Aus wahltaktischen Gründen 
wurde der Putsch zurückgestellt. Mitt-
lerweile hat Habeck erklärt, dass er für 
den Parteivorsitz nicht zur Verfügung 
steht. Die Satzung schließt ohnehin aus, 
dass er als Minister gleichzeitig Vorsit-
zender sein kann. 

Özdemir verteilt Ministerposten, 
Hofreiter erhält Beifall

Cem Özdemir betonte in seiner Rede 
vor allem den Machtanspruch der 
Grünen. Sie sollen »Deutschland ins 
nächste Jahrzehnt führen«. Mit ihm 
als Innenminister würden sich »Sala-
fisten und Rechtsradikale die CDU und 
CSU zurückwünschen«, heißt es im an 

Marian Krüger ist Politologe und war Mitglied 
des Abgeordnetenhauses Berlin. Helge Me-
ves ist Referent im Bereich Strategie & Grund-
satz in der Bundesgeschäftsstelle der Partei DIE 
LINKE. Beide Autoren arbeiten in der Bund-
Länder-Koordination der Linksfraktion im 
Bundestag.

1  Ulrich Schulte: Der Duft von Jamaika. In: 
die tageszeitung vom 17./18. Juni 2017; Marian 
Krüger/Helge Meves: Die Grenzen der Reform-
bereitschaft. Eine Analyse der sozial- und fi-
nanzpolitischen Beschlüsse des grünen Partei-
tages in Münster. In: Sozialismus Heft 12/2016, 
S. 37-39.

2  Rede Katrin Göring-Eckardt, 42. Bundesde-
legiertenkonferenz, 17. Juni 2017

3  Subventionen je ha 347 Euro, Gewinne je 
Hof 41.100 Euro für konventionelle Landwirt-
schaft; für Öko-Landwirtschaft werden 538 
Euro bzw. 56.300 angegeben. Nach: Sebastian 
Baltzer und Andreas Niebel: Deutschland, deine 
Bauern. In: Frankfurter Allgemeine Sonntags-
zeitung vom 18. Juni 2017. 

4  Ich finde Merkel nicht gut. Interview mit 
Katrin Göring-Eckardt, in: die tageszeitung vom 
10.6.2017.

5  Ich war der Außenseiter. Interview mit Cem 
Özdemir, in: Der Spiegel vom 10. Juni 2017.

6  Von Boris Palmer wird am 28. August bei 
Siedler ein Buch mit dem Titel »Wir können 
nicht allen helfen. Ein Grüner über Integration 
und die Grenzen der Belastbarkeit« erscheinen; 
für den 18. August angekündigt ist bei Herder 
von Tarek Al-Wazir und Volker Bouffier: »So 
geht Schwarz-Grün«.
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die Journalisten verteilten Rede-Ma-
nuskript. Als Gegner im Kampf um den 
Klimaschutz stellte er CSU-Verkehrs-
minister Alexander Dobrindt und den 
Porsche-Fan Christian Lindner heraus. 
Anton Hofreiter schlug er als Verkehrs-
minister vor. Katrin Göring-Eckardt be-
tonte, ebenso wie Özdemir, Klimaschutz 
und Kohleausstieg als zentrale Wahl-
kampfthemen der Grünen. Anton Hof-
reiter bekam standing ovations für eine 
Rede, in der er es verstand, die ökolo-
gische und die soziale Frage zu verbin-
den: Wer ökologische Veränderungen 
durchsetzen wolle, müsse sie sozial ge-
recht gestalten. Die Ängste der Men-
schen um ihre Arbeitsplätze und vor hö-
heren Preisen dürften nicht ignoriert 
werden. 

Gegen Russland, für den Frieden 

Der Programmentwurf erklärt Putins 
»zunehmend aggressive Großmachtpo-
litik … zu einer Bedrohung der europä-
ischen Friedensordnung«. Das Feind-
bild Russland und das Bekenntnis zum 
Weltfrieden stehen so unvermittelt ne-
beneinander. Die deutschen Streitkräfte 
sollen stärker in die EU integriert wer-
den. Begründet wird dies damit, dass 
»unter Präsident Putin Russland mit 
der völkerrechtswidrigen Annexion der 
Krim, dem militärischen Vorgehen in 
der Ost-Ukraine und mit dem brutalen 
militärischen Eingreifen auf der Seite 
Assads zu einer erheblichen Verschär-
fung der internationalen Spannungen 
beigetragen hat«. Zugleich erteilen die 
Grünen einer Erhöhung des deutschen 
Rüstungsetats auf 2% des BIP eine klare 
Absage. Durch ein Rüstungskontrollge-
setz sollen Waffenexporte in Krisenge-
biete verboten werden. Die Grünen be-
kennen sich zum Gewaltmonopol der 
UNO. Zu den nicht mandatierten Allein-
gängen von USA und NATO schweigt 
das Programm. Die derzeitige Struktur 
des Sicherheitsrates ist für die Grünen 
offenbar das größere Problem: »Die Blo-
ckade des VN-Sicherheitsrats bei zentra-
len Entscheidungen muss durchbrochen 
und das Gremium wieder handlungsfä-
hig werden.« 

Offen für Kerneuropa 

Die Grünen stehen europapolitisch für 
den Status quo. »Unverhandelbar« 
sind für die Partei die vier europäischen 
»Grundfreiheiten«: die Freizügigkeit 
von Waren, Personen, Dienstleistungen 
und Kapital. Der europapolitische Teil 
folgt am deutlichsten den ideologischen 
Prämissen von Merkel und Schäuble. 
Die Ursachen für die Krise der EU lie-
gen nicht an Deutschland, sondern am 
Nationalismus der Anderen. Die durch 
die exportorientierte deutsche Wirt-
schaftspolitik und den Fiskalpakt mit-
verursachte Schieflage der EU spielt im 
grünen Programm keine Rolle. Zugleich 
sind die Grünen für Kerneuropaideen 
offen und stellen fest, dass es »aber 
auch notwendig und sinnvoll sein kann, 
dass bei der Weiterentwicklung der eu-
ropäischen Integration zukünftig auch 
eine Gruppe von Mitgliedstaaten voran-
gehen darf«. 

Ein Antrag, langfristig eine Republik 
Europa zu gründen, fand keine Mehr-
heit. Dieser sah eine föderale Republik 
mit einer europäischen Verfassung so-
wie einer gemeinsamen Außen- und 
Verteidigungspolitik und auch ein ge-
meinschaftliches Steuer- und Sozial-
system vor. Er stützte sich auf Ulrike 
Guérots Buch »Warum Europa eine Re-
publik werden muss – Eine politische 
Utopie« (2016).

Innen- und Migrationspolitik 

Die Grünen haben sich mit der Ableh-
nung der Asyl-Obergrenzen, des Ein-
satzes der Bundeswehr im Innern, der 
Forderung nach Abschaffung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes von der In-
nenpolitik der CDU/CSU abgegrenzt. 
Doch unterm Strich haben sie gerade im 
innenpolitischen Bereich weiter Hür-
den für ein Bündnis mit der Union ab-
gebaut. Das betrifft z.B. ihr entspanntes 
Verhältnis zur Videoüberwachung, die 
»an Orten mit hoher Kriminalitätsbelas
tung … eine sinnvolle Maßnahme sein 
kann«. Beherzigt wurde auch der Rat-
schlag Winfried Kretschmanns, der Aus-
weitung der sicheren Herkunftsstaaten 
nicht weiter entgegenzustehen. Dieses 
Konfliktthema wird nicht mehr ange-
sprochen. Die Grünen wollen weiter ein 

Einwanderungsgesetz, um auch Asylbe-
werber und Geduldete leichter in Arbeit 
zu bringen. Geplant ist ein »Punktesys
tem« à la Kanada. Im Bundestagsgesetz-
entwurf war statt von »Fachkräften und 
den besten Köpfen der Welt« noch von 
»Menschen« die Rede. Ein Antrag, wie-
der zum Begriff »Menschen« aus dem 
Bundestagsgesetzentwurf zurückzukeh-
ren, wurde mit großer Mehrheit abge-
lehnt.

Auf der Resterampe: Soziales 

Als wichtigste Schnittmenge der sozial-
politischen Agenda der Linken und der 
Grünen verbleibt programmatisch noch 
die Bürgerversicherung im Gesundheits-
bereich. Ansonsten sind soziale Forde-
rungen im Vergleich zu den Beschlüs-
sen von Münster deutlich abgeschwächt 
worden. Die Grünen sind für den Min-
destlohn, wollen sich aber nicht auf eine 
konkrete Erhöhung festlegen. Er sollte 
»höher sein«, nicht übernommen wur-
den Anträge, ihn auf 12 Euro zu erhö-
hen. Die Grünen bekennen sich zwar 
weiter zur Abschaffung der Sanktionen, 
lehnten aber Anträge zu ihrer Konkre-
tisierung ab. Die Grünen bekennen sich 
zur gleichen Entlohnung der Leihar-
beiter und gegen sachgrundlose Befris
tungen. Allerdings finden sich die For-
derungen nicht mehr in der Liste der 
Projekte, für die die Grünen gewählt 
werden wollen. 

Das Jahr der Rettung: 2030

Die Grünen, so Katrin Göring-Eck-
ardt, seien »vor allem mit einem Ziel ge-
gründet« worden, »diesen Planeten zu 
schützen«.7 Unter planetarischen Ge-
sichtspunkten scheint das Jahr 2030 
für die Partei von herausragender Be-
deutung zu sein, denn bis dahin sollen 
alle Kohlekraftwerke abgeschaltet, ab da 
Verbrennungsmotoren in Autos nicht 
mehr neu zugelassen werden und alle 
Bundesbürger 100% Ökostrom genießen 
können. Im Hinblick auf die Überwin-
dung von Armut und Prekarität setzen 
die Grünen dagegen voll auf Entschleu-
nigung.
 

7  Rede Katrin Göring-Eckardt 42. Bundes-
delegiertenkonferenz, am 17.Juni 2017, Manu-
skript S. 1.
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